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Betreff: 

 

Bericht zu Instrumenten der Baulandmobilisierung 

- Anwendung des § 31 (3) Baugesetzbuch (BauGB) - 

 

 

Anlagen: 

 

    

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Bericht zu den Instrumenten der Baulandmobilisierung wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
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Personelle Auswirkungen: 

 

keine    

 

Finanzielle Auswirkungen: 

 

keine 

 
 

 

Begründung: 

 

Rechtsgrundlage 

Mit dem Baulandmobilisierungsgesetz wurden im Jahr 2021 entsprechende Rechtsgrund-

lage geschaffen, die es den Kommunen ermöglicht, leichter auf weiteren Flächen Wohn-

raum zu schaffen. Insbesondere der §31 Abs. 3 BauGB ist hierbei ein neues Instrument. 

Dieser besagt, dass in einem Gebiet mit einem angespannten Wohnungsmarkt, wie es die 

Stadt Lörrach nach Rechtsverordnung durch das Land Baden-Württemberg ist, mit Zu-

stimmung der Gemeinde im Einzelfall von den Festsetzungen des Bebauungsplans expli-

zit zugunsten des Wohnungsbaus befreit werden kann, wenn die nachbarlichen Interes-

sen gewahrt sind und mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. So besteht die Mög-

lichkeit, für im Geltungsbereich von Bebauungsplänen, ohne komplexe und aufwändige 

Planungsverfahren neuen Wohnraum zu schaffen. Dabei kann von den Grundzügen der 

Planung, welche Ausdruck der planerischen Konzeption sind, bewusst abgewichen wer-

den. Für den geforderten Einzelfall ist es wichtig, dass in kurzen zeitlichen und räumlichen 

Abständen keine vergleichbaren Vorhaben in Betracht kommen. Eine inflationäre Anwen-

dung soll damit ausgeschlossen werden. Entsprechende Fälle würden wir dem Gemeinde-

rat vorlegen. Wichtig ist auch, dass der Befreiungstatbestand lediglich auf Wohnnutzun-

gen anwendbar ist. Eine Anwendung auf §34-BauGB-Gebiete ist nicht möglich. 

 

Einordnung/Bedeutung für Lörrach 

Das Begehren nach der Anwendung der Befreiung für Wohnraum ist in der Stadt Lörrach 

groß. Dies kann von Einzelbauvorhaben (bspw. Ausbau eines Einfamilienwohnhauses) bis 

hin zu größeren Quartierbausteinen angefragt werden. Begründet wird das Anliegen stets 

mit einem Beitrag zur Wohnraumoffensive. Wichtig ist, dass ein Anspruch auf Befreiung 

nicht besteht. Daraus abgeleitet braucht es innerhalb der Stadt Lörrach eine einheitliche 

Handhabung, die die Vorteile und Risiken ausgewogen berücksichtigt. 

 

Es wird davon ausgegangen, dass § 31 (3) BauGB durch die anstehende BauGB-

Novellierung Änderungen erfahren wird.  

 

Vorteile 

 keine finanziell und zeitlich aufwändigen Planungsverfahren 

 beschleunigende Wirkung und leichtes Ermöglichen von Wohnraum 

 durch entfallene Planungskosten Förderung von zielgruppenorientiertem Wohn-

angebot 

 Steigerung der Flächeneffizienz durch Aufstockungen oder Nachverdichtung 

 Heranziehen funktionell untergenutzter Flächen (Parkplätze) 
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 bietet Flexibilität zur Schaffung von Wohnraum, da keine Festsetzung erforderlich 

sind  

 alte Bebauungspläne können zeitgemäß angewandt werden 

 

Risiken 

 schwierige Einzelfallabgrenzung und Gleichbehandlungsgrundsatz 

 erhöhtes Parkierungsaufkommen in gebauten Strukturen 

 Aushebeln vorhandenen Planungsrechts 

 Konflikte mit entgegenstehenden oder noch nicht umgesetzten Festsetzungen 

 Frage der Auslastung von Infrastruktur (Ver- und Entsorgung, Wall-Boxen) 

 keine Anforderung an Mobilität und Freiraum gefordert 

 zusätzlicher Druck auf Grün- und Freiflächen, zumal der Umweltschutz einen ho-

hen Stellenwert in der Abwägung innehat 

 

Was machen wir daraus für Lörrach? 

Die Vereinfachungen des § 31 (3) BauGB sollen auch in Lörrach Anwendung finden. Aller-

dings sind die oben genannten Einschränkungen zu berücksichtigen. Aus städtebaulicher 

Sicht kommen vor allem Einzelfallentscheidungen zur Befreiung für Wohnraum insbeson-

dere entlang gut mit dem ÖPNV erschlossener Achsen (bspw. entlang der Regio-S-Bahn) 

und in Zentrennähe in Frage. Auch eine zielgruppen-spezifische Auswahl der Projekte 

kann zur Begründung des Einzelfalls beitragen. Als Beispiel wäre die Planung zur Über-

bauung des Wintersbuckparkplatzes zu nennen. Hieraus sollen Leitlinien formuliert wer-

den, wann das Befreiungsermessen angewandt wird. 

 

Als Leitlinien werden vorgeschlagen: 

Anwendung in Gebieten der Baunutzungsverordnung (BauNVO), die dem Wohnen die-

nen, im Sinne des Gebietserhaltungsanspruches: 

In Betracht gezogen werden sollten deshalb: 

 Allgemeine Wohngebiete (WA) und Reine Wohngebiete (WR) 

 Gegebenenfalls in gemischt genutzten Gebieten (MI), (MU), (MK), 

(MD), (MDW), 

Nicht in Betracht gezogen werden sollten: 

 Gewerbegebiete (GI), (GE), 

 Sondergebieten (SO) 

 

Weitere Kriterien: 

 integrierte Lage im Stadtgebiet 

 guter Anschluss an Nahverkehr 

 Vermeidung von Parkraumkonflikten 

 Wohnungsbau zugunsten ausgewählter Zielgruppen (bspw. Studierende, geför-

derter Wohnraum, Senioren) 

 städtebauliche Verträglichkeit 

 Bedeutung für das Stadtklima - Frage der Aufgabe von Grünfläche 
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Weiteres Vorgehen 

Nach Vorliegen der anstehenden BauGB-Novellierung kommen wir nochmal mit den an-

gepassten Leitlinien auf den Gemeinderat zu. 

 

Angestrebte Konkrete Umsetzung - Pilotprojekt 

Als Pilotprojekt hält die Verwaltung gemeinsam mit der Wohnbau Lörrach die Parkfläche 

an der Wintersbuckstraße neben der Wintersbuckhalle, Flurstück 2155, weiterhin für ge-

eignet (Siehe auch Vorlage Nr. 071/2024). Die integrierte Lage im Stadtgebiet zeichnet 

sich mit umfassenden Angeboten im urbanen Umfeld und gutem Anschluss an den 

ÖPNV für eine Nachverdichtung im Sinne der „Stadt der kurzen Wege“ aus. Insbesondere 

die mehrfache Aufwertung von versiegelter Parkierungsfläche unter Erhalt der bestehen-

den, umrahmenden Grünstruktur macht dieses Projekt vorbildlich. Die Parkierungsfläche 

soll unberührt bleiben. Daher werden gemeinsam mit der Wohnbau Lörrach die entspre-

chenden Planungsschritte angestoßen und dem Gemeinderat vorgelegt werden. 

 

 

 

 

Gerd Haasis und Alexander Nöltner 

Fachbereichsleitung Stadtplanung  
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